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			Auf gute Nachbarschaft

			Macri und Morales: Annäherung trotz ideologischer Unterschiede
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			Höflich, aber doch distanziert: Mauricio Macri (r.) und sein Gast Evo Morales. (Foto: casarosada)

			Buenos Aires (AT/mc) - Ideologisch mögen sie weit voneinander entfernt. Doch Präsident Mauricio Macri und sein Gast, der bolivianische Staatschef Evo Morales, haben gemeinsame pragmatische Interessen: Den Wunsch, in guter Nachbarschaft zu leben, was in florierenden wirtschaftlichen Beziehungen zum Ausdruck kommen soll.

			Bei der gemeinsamen Pressekonferenz in der Casa Rosada betonte Macri am Montag den hohen Grad der Verbundenheit zwischen beiden Völkern: „Wir unterstreichen die Freundschaft, die unsere Länder eint und die sich auch in der enormen Größe der bolivianischen Gemeinschaft widerspiegelt, die in Argentinien lebt und arbeitet.“ Und Morales ergänzte: „Wir sind zwei Nachbarländer und haben die Verpflichtung, für das Wohl unserer Völker zu arbeiten.“ Gleichwohl fügte er hinzu: „Es kann immer Probleme geben wie das, was es bei den Textilien gab.“ Eine Anspielung auf Anzeigen, dass Bolivianer in der argentinischen Textilwirtschaft in sklavenähnlichen Verhältnissen gearbeitet haben sollen.

			Auch liegen die Regierungen derzeit meilenweit in ihren Einschätzungen auseinander, wie mit der Krisensituation in Venezuela umgegangen werden soll. Während Macri den Oppositionspolitiker Juan Guaidó unterstützt, steht Morales hinter dem sozialistischen Staatschef Nicolás Maduro.

			Tatsächlich stimmte auch zwischen Morales und Macri in den zurückliegenden Monaten die Chemie nicht. So weilte der bolivianische Präsident Ende vorigen Jahres in Buenos Aires, ohne seinen Amtskollegen zu treffen. Diesmal nahm Morales am Tag vor dem Treffen mit Macri an einer Veranstaltung in La Matanza teil, die von der dortigen Bürgermeisterin Verónica Magario und dem Abgeordneten Fernando Espinoza - zwei Parteigängern des oppositionellen Kirchner-Lagers - organisiert wurde.

			Doch auf der praktischen Ebene gibt es Schnittmengen: So zeigte sich Morales interessiert, ein Abkommen zum Kauf des von der argentinischen Fabrik FADEA gebauten Kampfflugzeugs vom Typ „Pampa“ zu schließen. Im Gegenzug will Argentinien seinen Markt für das staatliche bolivianische Erdöl- und Erdgasunternehmen YPFB öffnen. Außerdem wollen beide Seiten auch die Entwicklung von Biokraftstoffen voranbringen. Ein weiteres Projekt ist die Schaffung eines Zentrums für Nuklearmedizin und Strahlentherapie in Bolivien durch das staatliche argentinische Hochtechnologieunternehmen INVAP.

			Eine Annäherung gab es schließlich auch bei einem Reizthema der vergangenen Monate. So wird derzeit an einer Vereinbarung gearbeitet, die gegenseitige kostenlose medizinische Notfallversorgung für Bürger beider Länder zum Ziel hat.

			In Argentinien hatte es zuletzt Empörung darüber gegeben, dass Argentinier in Bolivien zur Kasse gebeten wurden, als sie in Bolivien ins Krankenhaus mussten. Andersherum haben Bolivianer hierzulande eine Gratisbehandlung. Angesichts der Vorfälle hatte die argentinische Seite damit gedroht, die Kostenlosigkeit für Bolivianer in Argentinien zu beenden, wenn nicht andersherum auch Argentinier in Bolivien gebührenfrei ärztlich versorgt würden.

			Diesem Ansinnen soll das Abkommen nun Rechnung tragen. Sowohl Macri als auch Morales hoben die Fortschritte hervor, die die Fachexperten beider Seiten in ihren Verhandlungen erzielten. Diese seien vom „Geist der Fairness und Gegenseitigkeit“ geprägt.
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			Macri gibt sich siegessicher

			Präsident unterstreicht Ambitionen, wiedergewählt zu warden
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			Mauricio Macri im Gespräch mit Unternehmern. (Foto: casarosada)

			Buenos Aires (AT/mc) - Mauricio Macri gibt sich entschlossen: Er will bei den Präsidentschaftswahlen in diesem Jahr noch einmal antreten und eine zweite Amtszeit in der Casa Rosada anstreben. Dies machte der Staatschef deutlich am Montag beim Treffen mit führenden Unternehmern der Lebensmittel- und Supermarktbranche des Landes. Der Wirtschaftskrise und sinkenden Umfragewerten zum Trotz ist er sicher: „Ich bin überzeugt, dass ich die Wahlen gewinnen werde.“

			Damit nahm Macri zugleich Spekulationen den Wind aus den Segeln, er könnte zugunsten seiner populären Parteifreundin und Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, auf eine erneute Kandidatur verzichten.

			Der Amtsinhaber erwartet einen „sehr umkämpften“ Urnengang, bei dem er mit einem Happy End für sich rechnet: Mit 52 bis 58 Prozent werde er sich in der Stichwahl durchsetzen. Meinungsforscher sehen Macri zwar derzeit mit neun Prozentpunkten hinter Cristina Fernández de Kirchner, wie zuletzt bei Isonomía ermittelt. 

			Doch Macri vertraut offenbar darauf, dass seine Amtsvorgängerin stark polarisiert. Auf diese Weise würden letztlich auch viele Wähler ihm seine Stimme geben, um ein Comeback Kirchners zu verhindern, so das Kalkül Macris und seines Beraterteams um den Ecuadorianer Jaime Durán Barba lauten.

			Rückenwind erhielt Macri von den im Präsidentenpalast anwesenden Unternehmern. Sie verpflichteten sich, die Preise für Grundnahrungsmittel bis zu den Wahlen im Oktober stabil zu halten. „Unser Ziel ist, in diesem Moment zu helfen“, so Rami Batieh, der Präsident der Supermarktkette Carrefour Argentina. Dem schlossen sich auch Joaquín Santa Coloma (Cencosud) und Federico Braun (La Anónima) an. Der Staatschef erhofft sich davon auch eine Absenkung der Inflation. Er stellte den Unternehmern im Gegenzug Steuersenkungen für das Jahr 2020 in Aussicht, sollte er wiedergewählt werden.

			Die eingangs erwähnte Umfrage von Isonomía - ein Meinungsforschungsinstitut, das schon häufiger von Kabinettschef Marcos Peña beauftragt wurde - sieht Kirchner momentan bei einer möglichen Stichwahl bei 45 Prozent der Wählerstimmen. Macri hingegen wird nur mit 36 Prozent geführt. Die meisten anderen sind derzeit noch unentschlossen.
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			Die Woche in Argentinien

			CFK bepöbelt

			Schwere Tage für Cristina Fernández de Kirchner: Unmittelbar nach der Nachricht des Todes ihrer Mutter musste sich die Ex-Präsidentin auf ihrer Flugreise in Richtung Kuba Beleidigungen gefallen lassen. Bei der Person, die Kirchner im Flugzeug beschimpfte und fotografierte, handelte es sich um David Lacroze Ayerza, einen Agrarfunktionär, der gegenwärtig der Kommission für Viehzucht und Fleischproduktion vorsteht. In früheren Jahren war Lacroze Ayerza auch Geschäftsführer der Landwirtschaftlichen Vereinigung (Sociedad Rural) sowie Vorsitzender des nationalen Ausschusses für Getreidewirtschaft. Letztgenanntes Amt bekleidete er während der jüngsten Militärdiktatur (1976 - 83). Er soll dem aktuellen Kabinettschef Marcos Peña nahestehen. Cristina reiste nach Kuba, um ihre Tochter Florencia zu besuchen. Diese wird derzeit auf der sozialistischen Karibikinsel wegen einer Erkrankung des lymphatischen Systems stationär behandelt. Cristina, gegen die die argentinische Justiz in mehreren Fällen wegen Korruption ermittelt, muss innerhalb von zehn Tagen nach Argentinien zurückkehren. Am 9. Mai (Donnerstag) will sie auf der Buchmesse von Buenos Aires ihr neues Buch „Sinceramente“ (Aufrichtig) vorstellen

			Ofelia Wilhelm gestorben

			Trauer um Ofelia Wilhelm: Die Mutter von Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner verstarb am Karfreitag im Alter von 89 Jahren. Im Italienischen Krankenhaus von La Plata erlag sie einem Tumorleiden. Wilhelm befand sich seit vier Monaten in stationärer Behandlung, nachdem sie einen Hüftbruch erlitten hatte. Die Präsidentenmutter mit wolgadeutscher Abstammung fungierte rund 30 Jahre als Generalsekretärin der Gewerkschaft AERI, dem Zusammenschluss von Angestellten im Amt für Immobilien und Abgaben. Zudem war sie Anhängerin des Fußballclubs Gimnasia y Esgrima La Plata. 2016 trug die nationale Kongressabgeordnete Elisa Carrió öffentlich den Verdacht vor, Wilhelm habe sich an Regierungskorruption beteiligt. Die Vorwürfe ließen sich aber nicht erhärten. Cristina Kirchner erfuhr vom Tod ihrer Mutter, kurz bevor sie nach Kuba aufbrechen wollte. Sie entschied sich, die Reise dennoch anzutreten.

			Scioli tritt erneut an

			Daniel Scioli will es noch einmal wissen: Der einstige Gouverneur der Provinz Buenos Aires kündigte an, sich in diesem Jahr um eine erneute Präsidentschaftskandidatur zu bewerben. Vor vier Jahren war Scioli im Kampf um die Casa Rosada nur knapp an Mauricio Macri gescheitert, dem er sich in der Stichwahl geschlagen geben musste. Scioli will sich den Vorwahlen in einem möglichst breit gefassten peronistischen Bündnis stellen: „Die Entscheidung ist getroffen. Ich werde kandidieren gegen Cristina oder wen auch immer. Aber grundsätzlich bin ich der Kandidat gegen die Inflation.“ Wenn man Präsident werde wolle, müsse man sich ohnehin gegen alle anderen Bewerber durchsetzen, meinte Scioli. Bei der Kandidatur handele es sich nicht um eine persönliche Auseinandersetzung. Es gehe vielmehr darum auszufechten, welchen Kurs das Land in den nächsten Jahren nehme, erläuterte der Politiker, der derzeit für die Kirchner-treue „Siegesfront“ als Abgeordneter in der Deputiertenkammer sitzt.

			CFK muss vor Gericht 

			Cristina Fernández de Kirchner muss sich am 21. Mai einer mündlichen und öffentlichen Gerichtsverhandlung stellen. Dabei geht es um Korruptionsvorwürfe im Zusammenhang mit der Vergabe öffentlicher Straßenbaumaßnahmen zugunsten des Unternehmers Lázaro Báez. Das Berufungsgericht lehnte den Antrag von Kirchners Verteidigung ab, den erwähnten Fall mit einem weiteren zusammenzulegen, bei dem Geldwäschevorwürfe gegen die Ex-Präsidentin untersucht werden („Los Sauces“). Ein solcher Schritt hätte zu einem zeitlichen Aufschub geführt. 

			Streik am Dienstag

			Sie wollen mal wieder das Land lahmlegen: Die Führer der Lkw-Fahrergewerkschaft Hugo und Pablo Moyano haben für den kommenden Dienstag (30. April) einen landesweiten Streik angekündigt. Sie wollen damit gegen die Wirtschaftspolitik der Regierung sowie die immens gestiegenen Lebenshaltungskosten protestieren, wie Pablo Moyano erklärte. Dem Ausstand wollen sich zahlreiche weitere Einzelgewerkschaften anschließen: Müllabfuhr gibt es am Dienstag genauso wenig wie U-Bahnbetrieb. Die Bankangestellten streiken, genauso wie die Flugpiloten der Gewerkschaft APLA. In öffentlichen Krankenhäusern gibt es nur eine Basisversorgung. Lehrer der Gewerkschaften CTERA und SADOP verweigern den Unterricht. Es nehmen aber nicht alle Arbeitnehmervertretungen an dem Streik teil: So wird der Zugverkehr weitgehend normal sein. Lediglich die Beschäftigten der Eisenbahnerunion (UF) im West-Abschnitt der Sarmiento-Bahn legen ihre Arbeit nieder. Busse werden normal fahren. Eines aber ist sicher: Die kommende Woche wird in Argentinien nicht sonderlich produktiv sein. Schließlich ist der direkt auf den Streiktag folgende Mittwoch ein Feiertag (1. Mai). (AT/mc)
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			Populismus ohne Geld

			Von Juan E. Alemann

			Als Néstor Kirchner im Mai 2003 als Präsident antrat, konnte er eine populistische Politik einleiten, ohne dass dabei die Inflation in die Höhe sprang und ohne die Staatsfinanzen und die Zahlungsbilanz zu gefährden. Nach dem Default von 2001 wurden bis 2005 keine Zinsen auf die Auslandsschuld des Staates gezahlt, und die Löhne waren nach dem Inflationssprung von 2002 stark zurückgeblieben, was auch die Staatsangestellten betraf. Lohnerhöhungen bedeuteten damals nur eine Rückkehr zur Normalität. Die Belegschaft des staatlichen Bereiches wurde kaum erhöht. Die Rückverstaatlichung von privatisierten Staatsbetrieben konnte ohne weitere Wirkungen verkraftet werden. Die Wirtschaft wuchs, was zunächst nur eine Erholung nach dem starken Rückgang des Bruttoinlandsproduktes bedeutete, der vorher eingetreten war, und die Beschäftigung stieg sehr stark. 

			Dann stieg der Preis für Sojabohnen auf über 500 Dollar pro Tonne, doppelt so viel wie in den 90er Jahren, und auch der Preis für Mais u.a. Getreideernten ging in die Höhe. Cristina Kirchner trat ihre erste Amtszeit als Präsidentin im Jahr 2007 unter günstigen Umständen an, die die Wirtschaft ankurbelten und 2011 zu einer Zunahme des Bruttoinlandsproduktes von 8% führten, was zum Teil auch den Wahlsieg von Cristina mit 54% der Stimmen erklärt. 

			Doch in ihrer zweiten Amtszeit (2011/15) waren die Bedingungen anders geworden. Der Preis für die Sojabohne ging stark zurück, auch der anderer Commodities, die Aufblähung der Staatsstruktur, mit 1,5 Millionen neu ernannter Beamten (Bundesstaat, Provinzen, Gemeinden, Staatsunternehmen und autonome staatliche Ämter) und die Aufnahme von über 2 Mio. neuen Rentnern fielen bei den Staatsfinanzen stark ins Gewicht. Nach der Umschuldung von 2005 mussten wieder Zinsen gezahlt werden, und die Wirtschaft litt auch wegen der ungenügenden Investitionen der Vorjahre und der Unordnung und Korruption der Kirchner-Verwaltung. Die Wirtschaft stagnierte, Zunahmen des BIP in einem Jahr wurden durch einen Rückgang im nächsten relativiert, die Zahlungsbilanz geriet in Probleme und die Devisenbewirtschaftung wurde verschärft. Die populistische Illusion war an ihrem Ende angelangt.

			Bei einer neuen Regierung würde Cristina unter Umständen beginnen, bei denen das populistische Rezept auf große Schwierigkeiten stößt. Auch Cristina müsste sich um die Verringerung des Staatsdefizits kümmern und sich bemühen, die Staatsstruktur zu verkleinern und zu verbessern. Ebenfalls müsste sie sich mit der Inflationsproblematik auseinandersetzen, was u.a. eine harte Lohnpolitik erfordert, die mit einem Konflikt mit den Gewerkschaften verbunden ist. Wenn sie dann durch einen zurückgebliebenen Wechselkurs und zunehmend niedrige Tarife öffentlicher Dienste die Inflation begrenzen will, dann tauchen sofort andere Probleme auf. Die Regierung wäre gezwungen eine sehr strenge Devisenbewirtschaftung einzuführen und würde voraussichtlich mit Preiskontrollen und einer weitgehenden Intervention in die Wirtschaft versuchen, die Inflation einzudämmen, wobei der Erfolg schließlich fragwürdig wäre.

			Doch das Schlimmste dabei wäre, dass die Investitionen, an erster die staatlichen für Infrastruktur, stark abnehmen. Eine neue populistische Welle könnte am Anfang eine Art Schockwirkung haben, endet dann jedoch unvermeidlich in einer Stagnation, mit zunehmenden ungelösten Problemen.

			Man fragt sich gelegentlich, ob es Cristina nicht wie Alan García in Peru machen würde, der in seiner ersten Regierung extrem populistisch war, und 16 Jahre später, in seiner zweiten eher marktwirtschaftlich und vernünftig vorging. 
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			Im Blickfeld: Vom Luxus zweier Regierungssitze

			Von Marcus Christoph

			Es ist ein Kuriosum, das in gewisser Weise noch an die einstige deutsche Teilung erinnert: Auf den Tag genau seit 25 Jahren leistet sich das wiedervereinigte Deutschland den Luxus, zwei Regierungssitze zu haben. Neben der Hauptstadt Berlin hat auch das beschauliche Bonn noch bundespolitische Funktionen. Noch heute haben 6 von 14 Ministerien ihren ersten Dienstsitz in der einstigen Hauptstadt der alten Bundesrepublik. Dies ist Konsequenz aus dem Berlin-Bonn-Gesetz, das am 26. April 1994 unterzeichnet wurde. Es sollte die Aufteilung zwischen den beiden Städten regeln und sah vor, dass „der größte Teil der Arbeitsplätze der Bundesministerien in der Bundesstadt Bonn erhalten bleibt“.

			Heute sind die Ministerien für Bildung und Forschung, für Gesundheit, für Landwirtschaft, für Umwelt sowie für Verteidigung und Entwicklung noch in Bonn angesiedelt - aber auch die Bundesministerien, deren erster Dienstsitz Berlin ist, haben einen zweiten Sitz in Bonn.

			Geht es nach Armin Laschet, dem Ministerpräsidenten von Nordrhein-Westfalen, soll dieser Zustand auch weiterhin so bleiben. Mehr noch: Der CDU-Politiker fordert eine Zusatzvereinbarung zu dem erwähnten Gesetz, deren Ziel es ist, Bonn als zweites bundespolitisches Zentrum zu stärken.

			Hintergrund von Laschets Initiative ist die Sogwirkung, die die Metropole Berlin in den zurückliegenden Jahren ausgeübt hat. Befanden sich im Jahr 2000 noch knapp 60 Prozent aller Planstellen in Bonn, waren es 2017, dem Zeitpunkt des letzten Teilungskostenberichts des Bundesfinanzministeriums, nur noch 33,1 Prozent. Es zeichnet sich der Trend ab, dass gerade junge und ehrgeizige Beamte sich bemühen, nach Berlin zu ziehen. 

			In seiner Funktion als Landesvater kann man Laschet verstehen, dass er versucht, den Standort Bonn zu schützen bzw. aufzuwerten. Nur ob dies im Interesse der gesamten Republik und namentlich der Steuerzahler ist, lässt sich durchaus bezweifeln.

			Schon das Zustandekommen des Berlin-Bonn-Gesetzes sollte man heute mit dem Abstand eines Vierteljahrhunderts neu beurteilen. Seine Grundlage war der Hauptstadtbeschluss des deutschen Bundestages vom 20. Juni 1991. Damals entschied das Parlament nur mit einer knappen Mehrheit von 338 zu 320 Stimmen, dass Berlin Parlaments- und Regierungssitz des wiedervereinigten Landes werden sollte. 

			Heute freuen sich viele Deutsche, eine echte Hauptstadt zu haben, die über starke Symbole verfügt und im In- und Ausland als eine der faszinierendsten Metropolen der Gegenwart gilt. Zudem steht die einst geteilte Stadt wie kein anderer Ort für Überwindung der Teilung und das anschließende Zusammenwachsen von West und Ost. Aus jetziger Sicht ist es kaum noch nachvollziehbar, dass 48,5 Prozent der damaligen Abgeordneten lieber im provinziellen Bonn im äußersten Westen der Republik geblieben wären. 

			Dass die knappe Mehrheit überhaupt zustande kam, lag zum einen an starken Redebeiträgen zugunsten Berlins wie der von Willy Brandt und Wolfgang Schäuble. Zum anderen bedurfte es damals aber auch der Zusicherung, einen beträchtlichen Teil des Regierungsapparates in Bonn zu belassen. Anderenfalls wäre mit großer Wahrscheinlichkeit kein Beschluss zugunsten Berlins zustande gekommen. 

			Doch die Folgen dieses (damals wohl notwendigen) Kompromisses spürt der Steuerzahler bis heute: Rund 8 Millionen Euro kostet der „Wanderzirkus“, wie die Linken-Abgeordnete Gesine Lötzsch den Zustand der Doppel-Hauptstadt beschrieb, jährlich den Steuerzahler. Mehr als 22.000 Dienstreisen pro Jahr, große Arbeitszeitverluste, Hunderte Tonnen Postverkehr und zusätzlicher Büroflächenbedarf, listete „Der Spiegel“ im Jahr 2015 die kostenintensiven Nachteile der Aufgabenteilung zwischen Bonn und Berlin auf. Schon damals monierte der Bund der Steuerzahler Unkosten von über 350 Millionen Euro, die der doppelte Regierungssitz seit Anfang der 90er Jahre gekostet habe. Der einmalige Aufwand für einen Komplettumzug würde sich demnach schon nach zehn Jahren rechnen. 

			Doch politische Mehrheiten scheint es für einen solchen überfälligen Schritt derzeit wohl nicht zu geben. So scheiterte vor knapp zwei Jahren die Linksfraktion im Bundestag mit ihrem Antrag, die Zweiteilung der Regierung zwischen Berlin und Bonn „endgültig“ aufzuheben, am Widerstand aller anderen Parteien.

			Doch vielleicht könnte das 25-jährige „Jubiläum“ des Berlin-Bonn-Gesetzes der Anlass sein, die bisherige Regelung zu überdenken. Es wäre ein weiterer Schritt zur Verwirklichung der inneren deutschen Einheit, der für die Regierungsarbeit praktische Vorteile und für die Steuerzahler langfristig Entlastungen mit sich bringen würde. Bonn, das 1949 durch eine Intrige Konrad Adenauers den Vorzug gegen Frankfurt als (provisorische) westdeutsche Hauptstadt erhielt, hat in der deutschen Nachkriegsgeschichte ohne Frage seine Verdienste erworben. Es steht für den erfolgreichen demokratischen Neustart im westlichen Teil Deutschlands nach dem Zweiten Weltkrieg. Doch diese Meriten dürfen nicht dazu führen, einen letztlich absurden Zustand zweier Regierungssitze zu verewigen. 

			Andere Städte von der Größe Bonns müssen schließlich auch ohne bundespolitischen Sonderstatus über die Runden kommen. Es ist zudem jetzt schon ein UN-Standort, Zentrum internationaler Konferenzen sowie Sitz der Deutschen Post und der Telekom. Ein Weltuntergangsszenario wäre für Bonn bei einem Komplettumzug nach Berlin nicht zu erwarten. 
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			Randglossen

			Normalerweise spielen bei Wahlen die positiven Motivationen eine wesentlich größere Rolle als die negativen. Die Wähler stimmen für eine Partei und einen Präsidentschaftskandidaten, weil sie sie für die beste Option halten. Gewiss würden diese Wähler nicht für eine Partei stimmen, die sich ideologisch von der gewählten stark distanziert, aber das ist nicht entscheidend. In Argentinien ergibt sich hingegen jetzt die eigenartige Lage, dass die negative Motivation vor der positiven überwiegt und das Wahlergebnis entscheidet. Cristina Kirchner hat zwar noch immer bis zu 30 Prozent Anhänger, aber laut Umfragen erklären mehr als 50 Prozent der Wähler, dass sie in keinem Fall für sie stimmen würden. Bei Macri sind die positiven Stimmen jetzt geringer, aber die negativen machen noch viel weniger als bei Cristina aus, wobei viele Wähler dann eventuell doch für Macri stimmen, während bei Cristina ein Nein als Nein verbleibt.

			In der Ukraine hat ein 41jähriger Schauspieler, der als Komiker sehr erfolgreich war und Wladimir Selenski heißt, sich als Präsidentschaftskandidat aufgestellt, obwohl er keine politische Erfahrung hatte. Er erhielt 73,3 Prozent der Stimmen während der Präsident Petro Poroschenko (53), der sich auch zur Wiederwahl stellte, nur auf 25,3 Prozent kam. Auch wenn man berücksichtigt, dass Poroschenko von Korruptionsaffären betroffen war und der Bürgerkrieg im Osten, bei dem schon um die 13.000 Ukrainer umgekommen sind, ihm politisch geschadet hat, hätte man ein besseres Ergebnis für ihn erwartet. In den letzter Jahren kommen überall Personen an die Regierung, die nicht zum politischen Establishment gehören. So war es in Spanien und Italien, und wohl auch in Frankreich, wo Macrons Wahlsieg nicht erwartet war. Aber einen so extremen Fall wie der von Selenski hat es bislang selten gegeben. 

			Venezuela befindet sich in einer tiefen Krise, die die Regierung von Präsident Nicolás Maduro nicht überwinden kann. Doch er will weder zurücktreten noch neue Wahlen einberufen. Er wird von der Führung der Streitkräfte unterstützt und hat auch im Volk eine bedeutende Anhängerschaft, vornehmlich von denen, deren Einkommen von der Regierung abhängt und die befürchten, es bei einem Regierungswechsel zu verlieren. Weil eine US-Intervention nicht in Frage kommt, wartet man auf ein Wunder. Ohne eine Rückkehr zur Marktwirtschaft mit einer grundsätzlichen Änderung beim staatlichen Erdölunternehmen PdeVSA, mit Rückprivatisierung der verstaatlichten Unternehmen, die seither kaum produzieren, und Rückkehr zu einer produktiven Landwirtschaft, ist weder die Überwindung der Hyperinflation noch ein Aufholen des verlorenen Wohlstandes möglich. Doch all das will und kann Maduro nicht machen.
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			Staatsfinanzen: 1. Quartal mit primärem Überschuss

			Wirtschaftsminister Nicolás Dujovne gab bekannt, dass die Finanzen des Bundestaates im 1. Quartal 2019 einen primären Überschuss von $ 10,35 Mrd. ausweisen, was 0,1% des Bruttoinlandsproduktes entspricht. Es ist das erste Mal in 7 Jahren, dass im 1. Quartal ein Überschuss ausgewiesen wird. Im Vorjahr gab es noch ein Defizit von $ 31 Mrd. Doch wenn man die Zinsen auf die Staatsschuld hinzuzählt, dann gelangt man auf ein Gesamtdefizit (benannt “finanzielles Defizit”) von $ 114,78 Mrd., gleich 0,54% des BIP. Dieses Defizit liegt nominell um 25,4% über dem Vorjahr, ist aber real (bei Berücksichtigung der Inflation) um 17,4% niedriger.

			Im März  lag das Gesamtdefizit um 32% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber inflationsbereinigt war es um 17% geringer. März ist der 21. Monat, in dem die Gesamteinnahmen über die primären Ausgaben (ohne Zinsen) steigen. Die Einnahmen stiegen um 33% und die Ausgaben um 30%. Bei Inflationsbereinigung nahmen die primären Ausgaben um 16% und im 1. Quartal 2019 um 14% im interannuellen Vergleich ab. Doch auch die Einnahmen litten unter der Inflation und fielen real geringer aus.

			Die einzelnen Ausgabenposten entwickelten sich inflationsbereinigt im 1. Quartal im Vergleich zur gleichen Vorjahresperiode folgendermaßen: Sozialausgaben (hauptsächlich Pensionen und Hinterbliebenenrenten) fielen um 13,3%, die Verwaltungsausgaben (hauptsächlich Gehälter und Sozialabgaben) um 17%, und die Aufwendungen für Infrastrukturinvestitionen um 15,9%. Doch die Subventionen für öffentliche Dienste und Staatsunternehmen stiegen interannuell nominell um 147% und real um 22,7%.  Bei den Personalausgaben wirkte sich der Umstand aus, dass die Gehälter weit unter der Inflation erhöht wurden, so dass ein starker Reallohnverlust stattfand. Die Inflation hat sich hier günstig auf die Staatsfinanzen ausgewirkt, aber auf der anderen Seite auch die Steuereinnahmen real verringert.
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			Handelsbilanz mit hohem Überschuss im März

			Die Handelsbilanz schloss im  März 2019 mit einem Überschuss von u$s 1,18 Mrd., der sich mit einem Defizit von u$s 554 Mio. im gleichen Vorjahresmonat vergleicht, teilt das INDEC mit. Im ersten Quartal beträgt der Überschuss u$s 2,02 Mrd., der sich mit einem Defizit von u$s 2,37 im Vorjahr vergleicht. Von einem Jahr zum anderen betrug die Besserung u$s 4,39 Mrd.

			Der Überschuss vom März war das Ergebnis von Exporten von u$s 5,13 Mrd.(-5% gegenüber dem Vorjahr) und Importen von u$s 3,93 Mrd. (-33%). Bei den Exporten fand ein Rückgang der Preise von 5,2% statt, der den Preisrückgang von Getreide und Ölsaaten auf dem internationalen Markt spiegelt. Das wurde zum Teil durch höhere Mengen ausgeglichen. 

			Der Export von primären Produkten (Landwirtschaft und Bergbau) nahm um 0,7% ab, der von Industrieprodukten auf  landwirtschaftlicher Basis (Rindfleisch, Schweinefleisch, Speiseöl und Soja- und Weizenmehl) sank um 8,9%, der von reinen Industrieprodukten fiel um 6,5% und der von Brennstoffen und Energie stieg um 6,4%

			Beim Import gingen Kapitalgüter um 46,1% zurück, und Zubehörteile für Kapitalgüter um 36,6%. Güter für die Weiterverarbeitung gingen um 21,2% zurück, Brenn- und Schmierstoffe um 19,3%. Kfz-Importe sanken um 58,2%, und Konsumgüter um 32,6%. Der akute Importrückgang spiegelt im Wesen die Rezession, aber bei Erdöl und Gas auch den geringeren Importbedarf, weil der lokale Konsum weitgehend durch lokale Produktion gedeckt wurde, wobei auch ein Exportüberschuss von Gas verblieb, das in den Sommermonaten weniger konsumiert wird.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 44,92, gegen $ 44,22 eine Woche zuvor. Der Umsatz war letzte Woche höher als bisher, wobei auch ein höheres Angebot von Seiten der Exporteure von Getreide und Ölsaat auftrat. Der lokale Devisenmarkt spiegelt auch die Zunahme der Landesrisikorate auf 963 Prozentpunkte. Das war eine Folge des Kursrückganges um 4% bis 5% der in New York gehandelten argentinischen Staatstitel. Das hat jedoch faktisch eine geringe Bedeutung, da es ohnehin keine privaten Kredite für Argentinien gibt. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 72,33 Mrd., gegen u$s 77,33 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.3.20 bei $ 67,22, was einen Jahreszinssatz von 59,20% zum Ausdruck bringt. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires fiel in einer Woche zum Mittwoch um 7,15% und liegt jetzt um 1,80% unter Ende 2018.

			***

			Die Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch eine starke Baisse. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,05%; Argentina 2021: -8,62%; Argentina 2026: -7,93%; Argentina 2046; -5,50%; Bonar 2024: -8,83%.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 22.4.19 um 24,41%, wobei in diesem Jahr ein Rückgang von 9,98% einsetzte. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, verzeichnet in der gleichen Periode eine Zunahme von 18%.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 22.4.19 um 32,91% auf $ 2,96 Bio., und die gesamten Bankkredite in Pesos nahmen um 3,35% auf $ 1,58% zu. Bei Berücksichtigung der Inflation sind die Kredite “real” um über ein Drittel zurückgegangen, was mit zur akuten Rezession beigetragen hat. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 13,52% auf u$s 35,20 Mrd., und die Dollarkredite um 1,42% auf u$s 16,19 Mrd. Bei Dollardepositen betragen die Pflichtreserven nur 20%, so dass die Banken u$s 28,16 Mrd. ausleihen könnten. Da sie jedoch nur Außenhandelsgeschäfte finanzieren können, verbleibt ein Betrag von u$s 12 Mrd., für den die Banken Kunden suchen.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Wirtschaftsinstitutes FIEL verzeichnet im März 2019 einen Rückgang gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat von 11,6%. Das erste Quartal lag um 9,7% unter dem Vorjahr. Der Index der Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner ergibt im März einen interannuellen Rückgang von 10,4%. 

			***

			Das Ministerium für Produktion und Arbeit und die AFIP haben ein neues System für den Diskont von elektronischen Rechnungen eingeführt, bei dem der Zinssatz bei 30% liegt. Das System ist besonders für kleine und mittlere Unternehmen (Pymes) gedacht. Es gilt zunächst nur für Lieferanten der Kfz-Idustrie, und wird dann monatlich auf andere Bereiche ausgeweitet, bis es im Oktober allgemein gilt.

			***

			Die niederländische Bank für Entwicklung Netherlands Development Finance Company hat der staatlichen argentinischen BICE (Banco de Inversión y Comercio Exterior) einen Kredit von u$s 30 Mio. zur Verfügung gestellt, der für Finanzierung von Lieferungen von niederländischen Kapitalgütern eingesetzt werden kann. 

			***

			Der Verband der Supermärkte hat Stellung gegen das Gesetzesprojekt über den Einsatz der Regale (“góndolas”) für bestimmte Produkte genommen, das im Kongress behandelt wird. Es handle sich um einen demagogischen Unfug und eine Verantwortungslosigkeit, sagte der Direktor des Verbandes ASU (Asociación de Supermercados Unidos), Juan Carlos Vasco Martinez. Erstens sei das Projekt verfassungswidrig, und ausserdem diskriminiere es die Supermärkte, da es nur für diese gilt, die jedoch nur ein Drittel des Marktes ausmachen. 

			***

			Beim Prozess, den der Geierfonds Burford Capital in New York wegen der Übernahme des Mehrheitspaketes von YPF durch den Staat angestrengt hat, hatte die argentinische Regierung zunächst gefordert, dass der Konflikt von der argentinischen Justiz behandelt werde. Das wurde jetzt von der Berufungskammer von NY abgelehnt. Es verbleibt noch die Möglichkeit einer Berufung beim Obersten Gerichtshof. Es handelt sich darum, dass der Burford-Fonds den Konkurs der Firma Peteresen (von der Familie Eskenazi), der in Spanien gemeldet wurde, gekauft hatte, die ein Aktienpaket von 25% von YPF erhalten hatte, das mit den Bardividenden von YPF auf diese Aktien bezahlt werden sollte. Es war ein Geschenk, ohne jeglichen Grund, also ein klares Betrugsmanöver, wobei Eskenazi hier Strohmann der Kirchners war. Bei der Übernahme einer Kapitalmehrheit von 51% musste die Regierung laut YPF-Statuten allen Aktionären die gleichen Bedingungen bieten (was als “tender offer” bezeichnet wird), was jedoch nicht der Fall war. Die Regierung von Cristina Kirchner hat es versäumt, bei der Übernahme der Kapitalmehrheit von YFF den Fall mit dem absurden Aktienkauf der Ezkenazis zu regeln, was gewiss einfach gewesen wäre. Rein formell hat der Burford-Fonds recht; aber wenn man davon ausgeht, dass es sich um ein klares und gigantisches Betrugsmanöver handelt, sollte der argentinische Staat den Prozess gewinnen, Burford fordert einen Schadenersatz von ca. u$s 3 Mrd.

			***

			Die Firma YPF Luz, Tochtergesellschaft des staatlich kontrollierten Erdölunternehmens YPF, hat ein Abkommen mit der Regierung über die Fertigstellung einer Hochspannungsleitung von 132 KV zwischen Pico Truncado und Caleta Olivia, Provinz Santa Cruz, abgeschlossen. Diese Fernstromleitung erlaubt einmal eine höhere Stromversorgung des Nordens der Provinz, und dann auch eine Verbindung des Windparks Cañadón Leon mit dem Verbundnetz. In 15 Monaten sollen die Arbeiten vollendet sein.

			***

			Die AFIP hat einen Zahlungsplan von Steuerschulden und auch Schulden bei sozialen Beiträgen bekanntgegeben. Kleinunternehmen und Einheitssteuerzahler können sich dem Programm mit einer Anzahlung von 1% des geschuldeten Betrages anschließen, und dann in 60 Monatsraten mit einer Verzinsung von 2,5% monatlich zahlen. Größere Unternehmen müssen eine Anzahlung von 20% leisten. Die AFIP rechnet mit 700.000 säumigen Steuerpflichtigen und einer Gesamtschuld von $ 1124 Mrd.

			*** 

			Von den gesamten Bankkrediten, die mit einer Hypothek auf eine Wohnung gesichert werden, die bis zum Januar 2019 erteilt wurden, entfallen 54% auf die Banco Nación. Bei den mit dem UVA-Index wertberichtigten Krediten hat die Banco Nación einen Anteil von 80%. Insgesamt hat diese Bank bisher 53.849 Wohnungskredite erteilt. Die Säumigkeit liegt mit 0,35% sehr niedrig, und wenn man nur Zahlungsverzögerungen von über 60 Tagen nimmt, sind es nur 0,02%. Wie weit die Zahlungsbedingungen nach dem Abwertungssprung von 2018 und dem danach folgenden Inflationssprung (der sich direkt auf den UVA-Index übertrug) geändert wurden, wurde nicht bekanntgegeben. 

			***

			Die Rohstahlproduktion lag im März 2019 mit 328.200 Tonnen um 30,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt die Kammer der Stahlwirtschaft mit. Die Produktion von warmgewalzten Stahlprodukten (Rundeisen, Blechen und Stahlbändern) lag mit 425.900 Tonnen um 7,2% unter dem Vorjahr. Die Produktion von kaltgewalzten Blechen lag mit 96.800 Tonnen um 8,3% unter dem Vorjahr.

			***

			Das staatliche Bergbauunternehmen in Rio Turbio, Provinz Santa Cruz hat nach einem langen Stillstand die Produktion wieder aufgenommen, mit ca. 30.000 Tonnen monatlich. 2020 sollen 500.000 Tonnen erreicht werden und 2025 soll es eine Million sein. Die Kohle wird hauptsächlich nach Brasilien geliefert, und dieses Jahr wird ein Exporterlös von u$s 12 Mio. erwartet. Der Verkaufspreis der Kohle deckt nicht einmal die Hälfte der Produktionskosten. Das Haushaltsgesetz für 2019 sieht dieses Jahr Zuwendungen von $ 870 Mio. vor, während es in den Jahren der Kirchner-Regierungen bis zu $ 3,5 Mrd. jährlich waren. Dieses Kohlenbergwerk hat überhaupt keinen vernünftigen Sinn, da es einen hohen Verlust abwirft und außerdem hohe Investitionen erfordert. In Argentinien besteht keine Nachfrage nach dieser minderwertigen Kohle, die nicht für Hochöfen geeignet ist. Die Macri-Regierung wagt es jedoch nicht, das Bergwerk zu schließen, sodass diese unnötigen Staatsausgaben weiter bestehen. Wenn die Produktion zunimmt, dann steigt das Defizit noch mehr, da der Erlös aus dem Verkauf der Kohle nicht einmal die direkten Kosten deckt. 

			***

			Die Ernte von Mais wurde schon zu 5% beendet, und die von Sojabohne zu 40%, teilt die Getreidebörse von Rosario mit. Beim Mais wurde ein durchschnittlicher Ertrag von 10.900 kg pro ha erzielt, bei Sojabohne einer von 4.300 kg.

			***

			Landwirtschaftssekretär Luis Etchevehere leitete eine Mission, die sich nach China begab, um die Probleme die lösen, die sich bei Export von Sojamehl und Schweinefleisch ergeben. China litt unlängst bei der Schweinezucht unter dem sogenannten “afrikanischen Fieber”, das den Schweinebestand stark verringerte, sodass jetzt ein ungedeckter Bedarf an Schweinefleisch besteht. Argentinien erzeugt Schweinefleisch in zunehmenden Mengen, und ist auch in der Lage, zu exportieren ohne den Binnenmarkt zu vernachlässigen.

			***

			Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, hat am Mittwoch folgende Massnahmen bekanntgegeben: 1. Die Bank der Provinz Buenos Aires (BAPRO) wird ab kommendem Mittwoch den Rabatt von 50% wieder einführen, für diejenigen, die in Supermärkten u.a. Einzelhandelsgeschäften kaufen, die sich dem Programm anschliessen. Für die Rückvergüntung gilt ein Höchstbetrag von $ 2.000. Dieser Rabatt gilt am dritten und vierten Mittwoch des Monats bis November; 2. Bei den Hypotheken mit Wertberichtigung gemäss dem UVA-Index, die die BAPRO gewährt hat, werden die monatlichen Quoten auf 30% des Familienabkommens beschänkt, und auch werden die gerichtlichen Verfahren wegen Säumigkeit eingestellt; 3. Die BAPRO wird Kleinunternehmen der Textilindustrie und der Schuhfabrikation Kredite zu 29% auf 12 Monate erteilen, und vordatierte Schecks auf 120 Tage zu 25% diskontieren; 4. Schulden wegen Löhnen, bei denen kein Prozess eingeleitet wurde können in 6 bis 60 Monatsraten gezahlt werden, bei Erlass der Zinsen. 5. Die provinziellen Stromverteilungsunternehmen werden in diesem Jahr keine weiteren Tariferhöhungen durchführen. 

			***

			Der Index der Grossistenpreise des INDEC weist im März eine Zunahme von 4,1% auf, womit es im ersten Quartal 8,2% und in 12 Monaten zum März 68% sind. Im März nahmen lokale Produkte um 4,1% und importierte um 4,4% zu. 

			***

			Der Index der Baukosten des INDEC verzeichnet im März in Gross Buenos Aires eine Zunahme von 2,6%. Baumaterialien nahmen um 2,3% zu, Arbeitskosten um 2,1% und Gemeinkosten um 6,4%.

			***

			Das Schatzministerium hat Schatzscheine (Letes) in Dollar für u$s 750 Mio., mit Verfall am 29. November, zu 5,47% untergebracht. Bei den vorangehenden Schtzscheinen lag der Zinssatz bei 4,5%. Es gab Offerten für u$s 1,02 Mrd. Gleichzeitig verfielen Schatzcheine in Dollar für u$s 1,25 Mio., die somit faktisch zu 62% erneuert wurden.

			***

			Die Kapitalflucht lag laut ZB-Angaben im März bei u$s 1,77 Mrd., 28,1% weniger als im Vorjahr. Dies schliesst Überweisungen und Käufe von Dollarnoten in Argentinien ein, die u$s 805 Mio. ausmachten, also 45,5% des Gesamtbetrages. Hier handelt es sich im Wesen nicht um Kapitalflucht, sondern um einen Übergang von Peso auf den Dollar bei der Haltungs von Liquiditätsreserven der Bevölkerung. Deshalb gibt es auch hohe Verkäufe von Dollarnoten, da diese Dollarreserven auch für Zahlungen in Pesos eingesetzt werden. Doch der Saldo bei Käufen und Verkäufen war negativ, was u.a. auf die hohe Inflation zurückzuführen ist, die die Haltung der Barreserven in Dollar fördert.

			***

			Der landesweite Stromkonsum lag im März 2019 um 9,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 5,4% unter Februar 2019, berichtet die Stiftung Fundelec. Der Rückgang war noch betonter in Gross Buenos Aires, mit -105% bei Edesur und -10,6% bei Edenor. Im Landesinneren war der Rückgang bei den einzelnen Provinzen sehr unterschiedlich, von -38% in Catamarca und -15% in Santiago del Estero bis zu einem unverändeten Konsum in Chubut und Rio Negro. Im ersten Quartal 2019 lag der Stromverbrauch um 6,7% unter der gleichen Vorjahresperiode. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien sind im März 43.196 Arbeitsplätze verloren gegangen, berichtet das Sekretariat für Arbeit des Wirtschaftsministeriums. Es war das schlimmste Ergebnis seit 2017, als das Land langsam die tiefe Rezession überwand. Private Wirtschaftler, die sich mit dem Thema befassen, erwarteten die Schaffung von 70.000 bis 80.000 zusätzlichen Arbeitsplätzen. Im März wurden 1,22 Mio. Menschen in den Arbeitsprozess aufgenommen, aber 1,30 Mio wurden entlassen. Am höchsten war der Verlust beim Handel, gefolgt von der Landwirtschaft und der Bauwirtschaft.

			***

			Brasiliens Präsident Jair Bolsonaro ist bei der Reform des Pensionierungssystems einen Schritt vorangekommen: die zuständige parlamentarische Kommission hat das Projekt gebilligt. Der vorangehende Präsident Michel Temer hatte eine ähnliche Reform schon im Parlament eingebracht, konnte es aber nicht durchsetzen. Bolsonaro hofft, dass er jetzt Erfolg hat, nachdem die Reform unerlässlich ist, um die Staatsfinanzen in Ordnung zu bringen. Die Reform sieht vor, dass das Pensionierungsalter auf 62 Jahre bei Frauen und 65 Jahre bei Männern erhöht wird, dass 40 Beitragsjahre notwendig sind, um eine volle Pension zu erhalten, und dass 15, bzw. 20 Beitragsjahre gefordert werden, um eine Mindestpension zu erhalten. Bisher sind nur 30, bzw. 35 Beitragsjahre notwendig, ohne Mindestalter. Das hat dazu geführt, dass viele Menschen mit ca. 50 Jahren in Pension gegangen sind, was zu einem hohen und jährlich zunehmenden Defizit des Pensionierungssystems geführt hat. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			Wintershall

			Dieses deutsche Erdölunternehmen, das auch in Argentinien eine bedeutende Präsenz hat, erhielt den Zuschlag für zwei Blocks im Gebiet Marina Malvinas, nahe der Küste von Tierra del Fuego, im Rahmen der Lizenzerteilungen auf dem Meeresgrund. Das Unternehmen wird sich jetzt auch an weiteren Forschungsprojekten auf dem argentinische Meeresgrund beteiligen. Die bevorstehenden Zuteilungen für Forschung und Ausbeutung beziehen sich auf ein Gebiert, das sich ca. 300 km von der argentinischen Südostküste befindet. Wintershall wird eine Beteiligung von 27% an den Lizenzen MLO-114 und MLO-119 haben, wobei die britisch-irische Tullow der Betreiber sein wird.
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			Die Wirkung der neuen Maßnahmen

			Von Juan E. Alemann

			Von den zahlreichen Maßnahmen, die am Mittwoch der Vorwoche angekündigt wurden, dürfte nur die Einfrierung der Tarife öffentlicher Dienste für dieses Jahr, der sich die Regierungen der Stadt und Provinz Buenos Aires angeschlossen haben, eine direkte Wirkung auf die Inflation haben. Die Beibehaltung der bestehenden Obergrenze des Dollarkurses (die nicht mehr indexiert wird), die ZB-Präsident Guido Sandleris einen Tag vorher angekündigt hat, hat faktisch keine Bedeutung, da der Kurs ohnehin noch weit entfernt von dieser Grenze liegt und man an Hand der objektiven Analyse von Angebot und Nachfrage auf diesem Markt wohl keine Sprünge erwarten sollte. Ein einigermaßen stabiler Wechselkurs trägt auch zur internen Preisberuhigung bei, die dann wieder zu einer geringeren Dollarnachfrage führt, so dass die ZB eventuell gezwungen wäre Dollar auf dem Markt zu kaufen, was kein Problem sein sollte. Das Einzige, was alles über den Haufen werfen kann, ist die Aussicht, dass Cristina K. die Wahl gewinnt. Dann ist schon vor der Amtsübernahme der Teufel los. Das könnte schon mit den PASO-Wahlen im August beginnen. Auf dem internationalen Finanzmarkt sind diese Maßnahmen schlecht angekommen: die Landesrisikorate sprang sofort auf 854 und dann auf 963 Punkte. Allerdings kommt hier auch die Furcht vor einer Rückkehr von Cristina zum Ausdruck.

			Die 64 Produkte (es handelt sich um bestimmte Marken) des täglichen Konsums, deren Preise bis zum Jahresende in Supermärkten unverändert bleiben sollen, haben eine beschränkte Wirkung auf die Preise im allgemeinen. Bei einigen Produkten hatte dies die unmittelbare Folge, dass die Preise sofort erhöht wurden, um sie dann halten zu können. Wie weit das INDEC jetzt diese Preise und nicht andere nimmt, von Produkten, deren Preise frei sind, um den Index der Konsumentenpreise zu berechnen, sei dahingestellt. Dass hier den Konsumenten die Gelegenheit gegeben wird, sich billiger zu versorgen, ist in Ordnung und wird viele Haushalte begünstigen. Es ist jedoch eher zu erwarten, dass die Preise der Güter, um die es hier geht, allgemein nicht viel steigen, weil nicht abgewertet wird, die Tarife nicht erhöht werden, und nicht zuletzt, weil die Käufer jetzt preisbewusster geworden sind und nicht jede Preiserhöhung passiv hinnehmen. Eventuell haben die eingefrorenen Preise auch die Wirkung, das die von analogen Produkten nicht oder nur wenig erhöht werden. 

			Beiläufig wurden auch die Preise für bestimmte populäre Rindfleischschnitte eingefroren, aber nur beim Zentralmarkt von Buenos Aires und den eigenen Metzgereien dieser Schlachthöfe. Das ist eine eigenartige Maßnahme, die eine sehr beschränkte Wirkung und wenig Sinn hat. Denn bei den Metzgern und Supermärkten ändert sich dabei gar nichts.

			Andere Maßnahmen, wie die Kredite mit ANSeS-Geldern, haben eine beschränkte Wirkung auf die Konjunktur. Angeblich sollen die Mittel aus dem Sonderfonds der ANSeS stammen. Die Frage ist, ob dann Aktien verkauft werden, was in Ordnung wäre (da der Staatsbesitz von Aktienpaketen ohnehin keinen Sinn hat) oder Staatstitel, so dass die finanzielle Last schließlich auf die Staatskasse übertragen wird. Mit diesen Krediten wird eine beschränkte Zahl individueller Probleme gelöst, aber kaum ein allgemeiner Konjunkturumschwung herbeigeführt. 

			Ebenso ist die neue Regelung von Steuerschulden in Ordnung, und eventuell bringt dies dem Fiskus Geld, da sich die Schuldner anstrengen müssen, um die monatlichen Raten zu zahlen, während sie vorher gar nichts zahlten. Außerdem wird dadurch vermieden, dass die betroffenen Unternehmen in eine immer schwierigere Lage geraten und dann nicht in der Lage sind, um bei einer kommenden Aufschwungphase aktiv mitzumachen. Das Steueramt erschwert säumigen Unternehmen mit Beschlagnahmen u.dgl. die Möglichkeit, eine kritische Lage zu überwinden. Das normale Verfahren der AFIP sollte dringend revidiert werden. Mit der Ausnahmeregelung, die jetzt geschaffen wurde, genügt es nicht.

			Die verschiedenen Maßnahmen bedeuten gesamthaft erhöhte Ausgaben (u.a. weil die Tarifeinfrierung höhere Subventionen erfordert) und einen Verlust an Einnahmen für den Fiskus, was alles schwer zu verkraften ist. Was sagt der IWF dazu? Ohnehin nehmen die Steuereinnahmen schon zu konstanten Werten oder im Verhältnis zum BIP wegen der Rezession stark ab, so dass das Plansoll, auf dem das diesjährige primäre Nulldefizit beruht, nicht erreicht wird. Vorläufige Berechnungen ergeben ein zusätzliches Defizit, das durch die neuen Maßnahmen geschaffen wird, von über 1% des BIP. 

			Doch wenn die Konjunktur schließlich noch in diesem Jahr aufwärts geht, wie wir und mehrere private Wirtschaftler (u.a Orlando Ferreres) es erwarten, dann bessern sich auch die Aussichten für die Staatskasse. Allein, damit der Aufschwung nicht monetär abgewürgt wird, muss die Geldpolitik geändert werden. Die hohen Zinsen, die grundsätzlich bestehen, weil die Regierung über die Leliq-Schatzscheine flüssige Mittel der Banken abschöpft, um Dollarkäufe zu verhindern, treiben das ganze Zinsgefüge in die Höhe. Solange dieses Problem nicht gelöst wird, ist der erwartete Konjunkturaufschwung gefährdet. Die Regierungswirtschaftler wissen nicht, wie sie das Problem lösen könnten. Sie lesen das Argentinische Tageblatt nicht. Schlimm!

			Die neuen Maßnahmen werden gelegentlich als eine Abkehr von der Wirtschaftspolitik der Macri-Regierung ausgelegt. In der Tat gehören viele der Maßnahmen mehr zur Wirtschaftspolitik der Kirchners als der von Macri. Indessen sollte man nicht vergessen, dass es sich im Wesen nur um eine wahlbedingte Pause handelt, die am grundsätzlichen Kurs nichts ändert. Das ganze Paket sieht auf ersten Blick nach viel mehr aus, als es in Wirklichkeit enthält. Und wenn damit die angestrebte Wirkung erreicht wird, dass die Wahlaussichten sich für Macri verbessern, dann wird auch sein grundsätzlicher wirtschaftspolitischer Kurs gestärkt, der u.a. auf dem Vertrauen in die Regierung fußt, das notwendig ist, um ihn politisch durchhalten zu können.
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			Die Bilanz der Macri-Regierung ist positiv

			Von Juan E. Alemann

			Eine tiefe Rezession, eine hohe Inflation, gestiegene und hohe Arbeitslosigkeit und allerlei Einzelprobleme, die damit zusammenhängen, vermitteln den Eindruck, dass die Regierung von Präsident Mauricio Macri total versagt hat. Doch das stimmt nicht. Abgesehen davon, dass Macri auf dem nicht-wirtschaftlichen Bereich große Erfolge erzielt hat, wie bei der Bekämpfung des Drogenhandels und -konsums, der Verbesserung der persönlichen Sicherheit und vielen qualitativen Aspekten des täglichen Lebens, gab es auch bei der Wirtschaft bedeutende Fortschritte. Wenn Macri sagt, man müsse nur am gegenwärtigen Kurs festhalten, bis sich die positiven Ergebnisse zeigen, so hat er grundsätzlich recht. Gewiss: er hat auch viele Fehler begangen, und die gegenwärtige Wirtschaftspolitik ist in wichtigen Aspekten, besonders der monetären Politik, nicht die Richtige.

			In folgenden Aspekten wurde ein großer Fortschritt erreicht:

			- Das Defizit der Finanzen des Bundesstaates ist von über 6% (mit nicht gebuchten Ausgaben sind es etwa 8%) des Bruttoinlandsproduktes (BIP) im Jahr 2015 und 6,5% im Jahr 2017, dieses Jahr stark zurückgegangen, und dürfte 2019 mit 3% bis 4% schließen. Das umfasst das primäre Defizit, das stark eingedämmt wurde, und die Zinsen, deren Betrag gestiegen ist. 

			- Dabei ging die Staatsquote (gesamte Ausgaben des Bundesstaates, der Provinzen und der Gemeinden, bezogen auf das BIP) von etwa 45% im Jahr 2015 auf ca. 40% zurück. Das wurde durch die drastische Verringerung der Subventionen für öffentliche Dienste, geringere Staatsinvestitionen in Infrastruktur, viele kleine Ersparnisse, und auch durch einen Reallohnverlust bei den öffentlichen Angestellten erreicht. Dabei spielt auch die Ausmerzung der gigantischen Kirchner-Korruption und die Abschaffung der chaotischen Durchführung öffentlicher Bauten eine Rolle. Die Qualität der staatlichen Leistungen hat sich unter Macri verbessert, so dass die Gesellschaft mehr vom Staat erhält. Auch bei staatlichen Infrastrukturinvestitionen wird jetzt mit dem gleichen Betrag (in konstanter Währung oder in Dollar berechnet) viel mehr gemacht, nicht nur weil die Überpreise wegfallen, sondern auch, weil besser geplant und vollzogen wird. 

			- Besonders wichtig war die Korrektur der Tarife für öffentliche Dienste, die 2015 und vorher durchschnittlich um die 20% der Kosten deckten, während es jetzt um die 80% sind. Das hat die Staatskasse stark entlastet, zu einem rationelleren Konsum geführt, und Investitionen auf dem Energiegebiet möglich gemacht. Die nächste Regierung geht von einer weitgehend normalisierten Lage aus.

			- Die hohe Steuerhinterziehung wurde erfolgreich bekämpft, obwohl sie immer noch viel höher als es in einer Gesellschaft wie der argentinischen sein sollte. Bei der MwSt. liegt die Hinterziehungsrate jetzt unter einem Drittel des theoretischen Gesamtbetrages, bei der Gewinnsteuer (Einkommenssteuer) sind es bei physischen Personen und Kleinunternehmen um die zwei Drittel, bei Großunternehmen, die eine geordnete Buchführung haben und stark kontrolliert werden, nur sehr wenig. Und bei anderen Steuern ist die Lage unterschiedlich. Eine hohe Hinterziehung besteht auch bei Importzöllen, wo eine Unterfakturierung von bedeutendem Ausmaß stattfindet. Nur der direkte Schmuggel, der unter den Kirchners sehr groß war, und Teil der K-Korruption war, besteht kaum noch. Die Macri-Regierung hat schon große Erfolge bei der Erfassung von Bereichen erzielt, in denen die Hinterziehung anormal hoch war, wie die Fleischwirtschaft, wo die Schlachthöfe, die den Binnenkonsum bedienen, kaum Steuern zahlten, und die Grossisten (“matarifes”) und die Metzger auch nicht. Dabei konnten auch Landwirte ihre Rinder schwarz halten und verkaufen. Im gesamten Bereich der Rindfleischwirtschaft lag die Hinterziehung bei über zwei Dritteln, und jetzt liegt sie unter einem Drittel. Ebenso wurde der Einzelhandel besser erfasst, mit obligatorischer Einrichtung eines Postnet-Gerätes, so dass eine Zahlung mit Karten nicht mehr verweigert werden kann. Die AFIP jagt jetzt auch außerhalb des Zoos, und das macht einen wesentlichen Unterschied aus. Auch gibt es hier keine Korruption mehr, wie sie vorher mit der Duldung und Förderung der Hinterziehung durch K-Unternehmer (besonders Lázaro Báez und Cristóbal López) bestand. Die Senkung des Steuerdrucks, der auch nach der Steuerreform von Macri für diejenigen, die ihre Steuern korrekt zahlen, unerträglich hoch ist, kann nur erreicht werden, wenn die Hinterziehung stark zurückgeht.

			- Das Leistungsbilanzdefizit, das zunächst unter Macri stark gestiegen war und 2017 u$s 31 Mrd. erreichte, wird dieses Jahr voraussichtlich auf u$s 7,5 Mrd. sinken. Das bedeutet, dass ein Defizit von 5% des BIP auf 1,5% abnimmt. Doch dies wurde durch den real hohen Wechselkurs und die Rezession erreicht. Die Regierung sollte sich überlegen, wie dies erhalten bleibt, wenn die Konjunktur wieder aufwärts geht und der Wechselkurs real nicht mehr so hoch ist. Mit höheren Exporten allein ist das Problem nicht gelöst. Es muss auch eine Beschränkung der Importe geben, was an erster Stelle eine private Mitwirkung bei der Kontrolle der angegebenen Importpreise erfordert, um die bestehende phänomenale Unterfakturierung auszumerzen, die importierte Produkte verbilligt und den Import derselben erhöht.

			- Die Landwirtschaft verzeichnet einen großen Sprung. Die Rekordernte von Getreide und Ölsaat, die dieses Jahr erreicht wird und jetzt auf 145 Mio. Tonnen berechnet wird (gegen knapp über 100 Mio. Tonnen im Vorjahr und 125 Mio. Tonnen, die noch vor einigen Monaten für diese Ernte geschätzt wurden)) ist nicht nur auf günstige klimatische Verhältnisse zurückzuführen, sondern auch die Politik der Macri-Regierung, die den Landwirten den (fast) vollen Preis sichert, und auch dem technologischen Fortschritt einen Impuls verliehen hat. Die Landwirtschaftspolitik der Macri-Regierung hat auch zu einer bedeutenden Zunahme des Rinderbestandes geführt, die jetzt in einer höheren Fleischproduktion und stark steigenden Exporten zum Ausdruck kommt. 

			- Bei der Ausbeutung des Schiefergas- und Erdöllagers Vaca Muerta, in Neuquén, hat ab 2015 ein großer Fortschritt stattgefunden, mit hohen Investitionen, die allein 2018 u$s 4,2 Mrd. betrugen. In diesem Gebiet stieg die Gasförderung 2018 gegenüber dem Vorjahr um 233% und die von Erdöl um 81%. Die Energiebilanz beim Außenhandel ging von einem hohen Defizit (wegen Importen von teurem verflüssigtem Gas in Schiffen) auf einen Überschuss über. Während unter den Kirchners die bestehenden hohen Erdöl- und Gasreserven weitgehend aufgebraucht wurden, sind jetzt Reserven von Vaca Muerta von 24 Mrd. Tonnen Erdöl (bei Gas, auf Erdöleinheiten umgerechnet) hinzugekommen, die 300 Mal den gegenwärtigen jährlichen Konsum von Erdöl und Gas darstellen.

			- Der Eisenbahntransport hat sich spürbar verbessert, ganz besonders bei der Belgrano-Bahn (Buenos Aires bis Jujuy), so dass im März 2019 die beförderte Fracht gegenüber dem Vorjahr um 271% gestiegen ist. Ebenfalls wurde das Straßennetz verbessert und ausgebaut. Der Frachtentransport ist jetzt effizienter geworden, und das hat eine grosse Wirkung auf die Wirtschaft des Landesinneren. 

			- Obwohl die hohen Investitionen, die von einigen Optimisten in der Regierung erwartet wurden, nur bei der Erdöl-und Gaswirtschaft auftraten, gab es sehr viele kleinere Investitionen, die in vielen Fällen mit der technologischen Revolution verbunden sind und somit kostensenkend wirken und die Kapazität stark erhöhen. Die Produktionsstruktur ist unter Macri effizienter geworden, was einmal zur Überwindung der Rezession beiträgt, und dann eine viel höhere Produktion in Aussicht stellt..

			- Der Bau der Riesenröhre,die parallel zum Riachuelo läuft und die Abwässer der Gegend aufnehmen soll, die jetzt noch in den Fluss fließen, ist schon weit fortgeschritten und sollte 2020 fertig sein. Es handelt sich mit der Reinigungsanlage am Rìo de la Plata um eine Investition von insgesamt fast u$s 3 Mrd. Das begünstigt direkt 4,5 Mio. arme Menschen, die unter Verseuchung und Gestank leiden und oft auch erkranken. 

			Mit diesen Leistungen, und vielen anderen, wie der Anschluss an das Netz von fließendem Wasser und das Abwassersystem, und auch die Pflasterung der Erdstraßen in armen Gegenden von Groß Buenos Aires, ist das Problem noch nicht gelöst. Doch diese bedeutenden Fortschritte sollten die Reformen erleichtern, die noch fehlen, die das eigentliche Programm einer zweiten Macri-Regierung darstellen. Es sind schwierige Reformen, und es ist verständlich, dass Macri sie nicht erwähnt. Wie weit er sich selber über dies bewusst ist, sei dahingestellt. Doch wenn Cristina Kirchner die Regierung übernimmt, kann man nicht erwarten, dass diese Reformen durchgeführt werden. Es dürfte eher einen Rückschritt geben, mit einem Wechselkurs, der stark zurückbleibt, Tarifen öffentlicher Dienste, die die Kosten immer weniger decken, und weiteren populistischen Maßnahmen. Und andere Kandidaten aus dem peronistischen Lager würden eventuell nicht so weit wie Cristina gehen, aber doch in die gleiche Richtung. 

			Was jetzt noch fehlt ist folgendes:

			- Die Staatsausgaben müssen weiter real gesenkt werden. Das erfordert einmal eine Einfrierung der freiwerdenden Stellen, die durch durch Pensionierung, Rücktritt, Entlassung oder schwere Krankheiten und Tod entstehen, was insgesamt landesweit über 100.000 pro Jahr ausmacht. Dann eine muss eine gründliche Durchkämmung der einzelnen Ausgabenposten erfolgen, am bestehen mit der Methode des “Nullbudgets”, bei der die Ausgabenstruktur in jedem Amt von Null auf untersucht wird. Ebenfalls müssen Entscheidungen getroffen werden, die sich auf Ausmerzung unnötiger Ausgaben bezieht, wie die Schliessung des Kohlenbergwerkes von Rio Turbio.

			- Die Arbeitsgesetzgebung muss geändert werden, mit Reformen, die eine höhere Beschäftigung erlauben und die Effizienz erhöhen. Das schließt auch die Regelung der Arbeit ein, die zu Hause und nicht im Büro eines Unternehmens geleistet wird, bei der ein gesetzlicher Rahmen fehlt..

			- Es muss eine strenge Lohnpolitik geben, mit Begrenzung der Zunahmen. Bei den paritätischen Verhandlungen muss auch ein Vertreter des Produktions-und Arbeitsministeriums anwesend sein, wenn möglich mit Stimmrecht, der sich systematisch Erhöhungen widersetzt, die entweder auf die Preise übertragen werden oder Subventionen erfordern. 

			- Das Finanzsystem muss auf Dollar übergehen. In einem Land, in dem die Bevölkerung weitgehend in Dollar spart, müssen die Banken auch vornehmlich in Dollar leihen, und der Staat muss sich in Dollar verschulden, Das bimonetäre System, das faktisch schon besteht, muss formell ausgebaut werden, so dass die absurden Pesozinsen, die gegenwärtig bestehen, verschwinden. Das würde auch zur Senkung des Staatsdefizits beitragen, das von den hohen Pesozinsen belastet wird. Mit diesen Maßnahmen hätte die Macri-Regierung in einer zweiten Amtszeit schon sehr viel zu tun, wobei ohnehin noch viel hinzukommt. Aber wenn die Konjunktur dann, wie zu erwarten und auch als Folge der schon geleisteten Arbeit, nach oben geht, ist alles viel einfacher.
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